
DER LANDRAT 
  

 

Amt 
Fachdienst 

Amtsleiter/in 
Fachdienstleiter/in 

Dezernent/in 
Fachbereichsleiter/in Kreisdirektor Landrat 

12 gez. Lewe gez. König 
18 gez. Peetzen  
20 gez. Schmidt  

   

i. V. gez. 
Kretschmann gez. Welt 

 

Beratungs- � gemäß Beschlussvorschlag � abweichender Beschluss 
ergebnis � einstimmig  Ja: Nein: Enth.: 

 

 

Vorlage Nr.: KTB/416  05.03.2007 
 

Beschlussvorlage    öffentlich 
 

für den Berichterstatter Sitzung am TOP 
Kreisausschuss Landrat 19.03.2007 1 
Kreistag Landrat 26.03.2007 6.1 

 

   
Anregung gem. § 21 Kreisordnung NRW des CDU-Ortsverbandes Haltern-
Lippramsdorf 
- Errichtung Fahrgastunterstand an der Lembecker Str. (K 55) - 
 

  
Beschlussvorschlag: Die Anregung gem. § 21 KrO NRW des CDU-

Ortsverbandes Haltern-Lippramsdorf zur Errichtung eines 
Fahrgastunterstandes an der Lembecker Str. (K 55) wird 
aus haushaltsrechtlichen Gründen abgelehnt. 

 
Erläuterungen zur Sach- und Rechtslage: 
(Bei Maßnahmen mit Auswirkungen auf Umwelt, Gleichstellung oder Finanzen ist in den Erläuterungen darauf besonders einzugehen) 
 

Der CDU-Ortsverband Haltern-Lippramsdorf hat mit Schreiben vom 18.12.2006 den 
Bürgermeister der Stadt Haltern am See um Errichtung eines Fahrgastunterstandes 
an der Lembecker Str. (K 55) gebeten.  
Der Bürgermeister der Stadt Haltern am See hat diese Bitte mit Schreiben vom 
03.01.2007 an den Landrat als Anregung gem. § 21 KrO NRW zuständigkeitshalber 
weitergeleitet. 
Die Schreiben sind als Anlagen beigefügt. 
 
Gem. § 6 Abs. 2 der Hauptsatzung des Kreises Recklinghausen ist für die Erledigung 
von Anregungen und Beschwerden gem. § 21 KrO NRW der Kreisausschuss zu-
ständig. 
 
Durch die Verabschiedung eines unausgeglichenen Haushalts und die Aufstellung 
eines Haushaltssicherungskonzeptes ergibt sich für den Kreis die Verpflichtung, die 
Ausgaben auf das unbedingt notwendige Maß zu begrenzen. Diese Verpflichtung hat 
der Kreistag durch den Beschluss, sich grundsätzlich den Bestimmungen des Not-
haushaltsrechts zu unterwerfen, noch verstärkt.  
  
Damit sind neue freiwillige Ausgaben auch nach Veröffentlichung der Haushaltssat-
zung für das gesamte Jahr 2007 ausgeschlossen. 



 



 



 



 
 
 
 


